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Die Internationale Gesellschaft für
Menschenrechte (IGFM) wendet sich
gegen politische Forderungen, unter
anderemdesbritischenRegierungschefs
David Cameron, die Terrororganisation
Islamischer Staat (IS) künftig nur noch
„Daesch“ zu nennen. IGFM-Vorstands-
sprecher Martin Lessenthin sagte auf
Anfrage der Agentur Idea: „Die Beteue-
rungen etlicher islamischer Verbände,

der Islamische Staat habe mit dem
Islam nichts zu tun und seine Kämpfer
seien gar keine Muslime, leiten in eine
Sackgasse.“

Der IS nennt sich selbst „islamisch“,
er setzt das islamische Recht, so wie er
selbst und viele andere Salafisten es
verstehen, rigoros durch. Seine Spra-
che ist religiös überladen und er beruft
sich bei seinen Gesetzen, Handlungen

und Verbrechen auf Koran, islamische
Überlieferung und islamische Rechts-
traditionen. Esmuss also klar sein, dass
der IslamischeStaatauchmitdemIslam
zu tun hat. Wer Menschenrechtsver-
letzungen zum Beispiel an Frauen und
Minderheiten mit den Buchstaben des
Korans rechtfertigt, scheidet als Alterna-
tive zum ISaus, selbstwennerden ISals
„unislamisch“ bezeichnet.

„Gewöhnen Sie sich nicht an diesen Horror“
Die Internationale Gesellschaft für

Menschenrechte (IGFM) erreichte der
leidenschaftliche Appell des syrischen
Arztes Nabil Antaki aus Aleppo, ange-
sichts des syrischen Dramas und des
Leidens der Syrer nicht die Fähigkeit
zum Protest zu verlieren. „Prangern Sie
die barbarischen Akte an. GewöhnenSie
sich nicht an diesen Horror“, schrieb der
Mediziner, der für die Blauen Maristen
tätig ist, mit denen die IGFM in Kontakt
steht. Wir müssten verhindern, dass
die Wiederholung des Anprangerns die
angeprangerten Untaten banalisiert.

„Erklären Sie Ihre Solidarität mit den
Menschen, die Hunger undDurst haben,
die krank und verwundet sind….und mit
den Flüchtlingen auf den Straßen und
auf demMeer“, schreibt er weiter. Antaki
appelliert an unsere Großherzigkeit und
Gastfreundlichkeit. Er ermahnt uns dazu,
die FlüchtlingealsmenschlicheWesen zu
betrachten, die vor Krieg und Tod fliehen,
nicht alsMigranten, die ein angenehmes
Leben bei uns suchten.Wir sollten gegen
die Desinformation über sie kämpfen
und die politisch Verantwortlichen dazu

drängen, die syrische Tragödie endlich
politisch zu lösen und „zu retten, was das
Wesen und das soziale Netz von Syrien
sein kann“.

In Aleppo ist die Lageäußerst schwie-
rig: Die Stadt ist vom IS im Osten, von
der syrischen Armee und von Al-Nusra
nahestehenden Rebellen eingekesselt.
EndeOktoberwurdeein schmaler Zugang
für zwei Wochen geschlossen. Die rund
1,5 Millionen Einwohner erreichten für
zwölf Tage keine Lebensmittellieferun-
gen, und sie hatten kein Wasser, weil
die Pumpen versagten. Seit 23. Oktober

war Aleppo vorü-
bergehend total
von der Strom-
versorgung ab-
geschn i t ten .
Seither gibt es
nur stunden-
weise Strom.
Produktion zum
Selbsterhalt war
nicht mehrmög-
lich, die Preise
für Obst und Ge-
müse explodier-
ten.Die „Blauen
Maristen“ tun

mit ihrem Hilfswerk, was sie können, um
Wege zu finden, zur Versorgung beizutra-
gen. „Wir haben uns entschlossen, bei
dem leidenden syrischenVolk zu bleiben,
ihm zu dienen, ihm die Liebe Gottes zu
bezeugen, ZeugendesLichts in einer Zeit
der Dunkelheit zu sein, Zeugen des Frie-
dens in einer Zeit unglaublicher Gewalt“,
so schriebMaristenbruderGeorges Sabe
in seinem Brief vor Weihnachten.

Die Syrische Beobachtungsstelle
für Menschenrechte weiß von 3.591

Menschen, die bis Ende November in
den syrischen Gebieten, die unter seiner
Kontrolle sind, vom Islamischen Staat
(IS) hingerichtet wurden. Darunter sind
1.945 Zivilisten, die nicht in Kämpfe
verwickelt waren, 103 Frauen und sogar
77 Kinder. Der IS hat das islamische
Recht, die Scharia eingeführt, und auf
dieser Grundlage wurden Menschen
unter anderemwegen Zauberei oder Ho-
mosexualität sowieKollaborationmit den
USA zum Tode verurteilt. Zu den zivilen
Opfern der Todesstrafe zählt die Hälfte
der Angehörigen des Shaitat-Stammes,
wie die Agentur Asia News berichtet.
Zehntausende IS-Kämpfer kontrollieren
weite Teile der Provinzen von Homs,
Hama, Deir Ezzor und Hassakeh sowie
die Stadt Raqqa. Köpfen, Steinigen,
Entführungen und Vergewaltigungen
verüben sie massenhaft.

Vor dem Krieg, der 2011 begonnen
hat, flohen bislang vier Millionen Men-
schen; 250.000 Menschen kostete er
das Leben. Vor dem Ausbruch erlebten
Christen und andere religiöseMinderhei-
ten eine - für mehrheitlich muslimische
Länder - besondere Toleranz in Syrien,
das für Christen hinsichtlich seiner bibli-
schen Stätten auch Heiliges Land ist.

Maristenapotheke in Aleppo 2013
(Bild: Maristenbrüder Aleppo)

Zerstörungen in Aleppo 2013 (Bild: Maristenbrüder Aleppo)
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Wieder sind um Weihnachten viele
Christen in Nigeria verängstigt gewesen,
besonders im Norden des westafrikani-
schen Landes. Tatsächlich verübte Boko
HaramüberdieFeiertagewiedermehrere
Attentate, darunter im Dorf Kimba im
nordöstlichen Bundesstaat Borno, wo die
Jihadisten 14Menschen erschossen und
das ganze Dorf niederbrannten. Vor zwei
Jahren schon attackierte die sunnitisch-
salafistische Bewegung zu Weihnachten
eine Kirche in Madalla in der Nähe von
Abuja und brachte dabei mehr als 40
Menschen um. Die Terroristen haben
mitten in einer feierlichen und fröhlichen
Messe zugeschlagen. Boko Haram hat
sich zum Ziel gesetzt, Nord-Nigeria zur
christenfreien Zone zu machen. „Sie nut-
zen hohe Feiertage, um den Christen zu
zeigen, dass sie dort nicht hingehören“,
erklärt der IGFM-Referent für Subsahara-
Afrika Emmanuel Ogbunwezeh. Oftmals
kommen sie auch in die Dörfer und töten
die Menschen zu Hause.

Nord-Nigeria ist noch immereinerder
gefährlichsten Orte für Christen weltweit.
Die Hoffnung, dass der neue Präsident,
Muhammadu Buhari, etwas bewegen

kann, sei bis jetzt nicht ansatzweise
erfüllt. „Sie können bislang Boko Haram
und ihrem asymmetrischen Krieg immer
nochnichtsentgegensetzen,weil sienicht
die Mittel haben“, erklärt Ogbunwezeh
weiter, der selbst aus Nigeria kommt und
regelmäßigmitVertreternausvielenunter-
schiedlichen gesellschaftlichen Gruppen
in Kontakt steht. AmEnde der vorigen Re-
gierungseiensüdafrikanischeSöldnerein-
gesetzt worden, die einige Erfolge erzielt
hätten. „Die neue Regierung entschied

sich gegen die Söldner“, sagt er.
Christliche Gemeinden existieren

bald nicht mehr in Nord-Nigeria, weil
Boko Haram schon viele ausgelöscht
hat. Für Kirchenbau gibt es keine Ge-
nehmigungen mehr. Christlichen Ge-
schäftsleuten ist es untersagt, Hotels
zu betreiben. „Wir hörenweiterhin jeden
Tag von Anschlägen, Mord und und
Totschlag. Die Boko-Haram-Terroristen
bewegt eine Vision des Islam, eine fa-
natische Ideologie zur Erlangung der
Weltherrschaft. Sie glauben, dass alles,
was mit westlichen Werten, Christen-
tum, Demokratie, Bildung und vor allem
Freiheit zu tun hat, Teufelswerk ist und
auszulöschen gilt und nur sie das Recht
haben, zu existieren“, berichtet der
Nigeria-Experte weiter. Sie dulden nicht
einmal andereMuslimewie die Schiiten:
In diesem Herbst wurde auf eine schii-
tische Prozession ein Anschlag verübt.
„Sie sind dabei, Nigeria unregierbar zu
machen“, befürchtet Ogbunwezeh. Die
alte Regierung hat darin versagt, Boko
Haram zu stoppen. Und die neue Regie-
rung ist dabei, ebenso zu versagen. Es
ist kein Ende des Terrors in Sicht.

Doch keine Zwangsislamisierung von Kindern konvertierter Elternteile
Irakisches Parlament nimmt Gesetzentwurf zurück

Proteste verhinderten eineweitere Ausdehnung der Scharia im Irak: Die Internationale Gesellschaft fürMenschenrechte
(IGFM) begrüßt die Entscheidung des irakischen Parlaments, Kinder von Konvertiten zum Islam nicht automatisch selbst
zu Muslimen zu erklären. Zuvor sollte eine Verfassungsänderung beschlossen werden, diese Kinder zu islamisieren. Diese
hätte einen massiven Eingriff in die Religionsfreiheit bedeutet. Erkenntnissen der IGFM zufolge wäre dieser Weg schwer
rückgängig zu machen, nur unter größter Gefahr für Leib und Leben dieser Menschen.

Die IGFM unterstützte Pa-
triarch Louis Raphael I. Sako,
Oberhaupt der chaldäisch-
katholischen Kirche, in seiner
deutlichen Kritik an dem jetzt
abgelehnten Entwurf: „Diese Re-
gelung zählt zu den amstärksten
diskriminierenden, da sie eine
totaleMissachtungderWerte der
irakischen Zivilisation bedeutet.“
Der Patriarch verwies in einem
Protestschreiben auf drei Artikel
der irakischen Verfassung, da-
runter Artikel 42: „Jede Person
hat Anspruch auf Gedanken-,
Gewissens- und Weltanschau-
ungsfreiheit.“ DasOberhaupt der
chaldäischen Kirche führte auch
Proteste vor der Sankt-Georgs-
Kirche inBagdadan; die Angehörigender
chaldäischen Gemeinde wurden dabei
selbst von Vertretern der muslimischen
Gemeinschaft unterstützt.

Als Reaktion auf die Proteste stimm-
ten am Dienstag 140 von 206 Abgeord-
neten des irakischen Parlaments dafür,

dendiskriminierendenEntwurf für Artikel
26 der Verfassung zu ändern.

Bereits am23.März1976 trat im Irak
der „Internationale Pakt über bürgerliche
undpolitischeRechte“ inKraft, in dessen
Artikel 18 es in Ziffer 2 heißt: „Niemand
darf einem Zwang ausgesetzt werden,
der seine Freiheit, eineReligion oder eine

Weltanschauung seiner Wahl zu
habenoder anzunehmen, beein-
trächtigen würde.“ Weiter steht
in Ziffer 4: „Die Vertragsstaaten
verpflichten sich, die Freiheit
der Eltern und gegebenenfalls
des Vormunds oder Pflegers
zu achten, die religiöse und
sittliche Erziehung ihrer Kinder
in Übereinstimmung mit ihren
eigenen Überzeugungen sicher-
zustellen.“

Die IGFM hatte dem Pat-
riarchen in einen Brief zugesi-
chert: „Wir möchten hier unsere
Solidarität mit Ihnen und allen
Christen im Irak bekunden. Wir
werden für Ihr Begehrenwerben

und versuchen, Bürger und Politiker zu
gewinnen, sich für die Achtung der Reli-
gionsfreiheit im Irak und für ein Ende der
Gewalt einzusetzen, zu der auch die Be-
vormundung der Christen innerhalb der
Familie gehört.“ Patriarch Louis Raphael
I. Sako dankte der IGFM herzlich für die
Unterstützung.

Stephanuspreisverleihung an Patriarch Raphael I. Sako
(Bild: Walter Flick/IGFM)
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Nord-Nigeria ist fast christenfreie Zone

Religionen in Nigeria
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Christen beim Mittagsmahl überwältigt
In Laos stehen Gläubige weiter unter kommunistischer Kontrolle

In südostasiatischen Laos ist die
Einheit der Gesellschaft unter Kontrolle
der kommunistischen Partei oberste
Regel: Durch die „Laotische Front für den
nationalenAufbau“überwacht sie jegliche
religiösen Aktivitäten. Zuweilen verfolgt
das Regime unnachgiebig Christen we-
gen der Verbreitung ihres Glaubens. Am
2. September wurden zwei christliche
Familienväter, der43-jährigeBountheung
Phetsomphoneundderdrei Jahre jüngere
Neuy,beimBesuch ineinemanderenDorf
festgenommen.SiebesuchteneineFami-
lie zum Mittagessen, als fünf Polizisten
hereinstürmtenundsieüberwältigten.Sie
sitzen seither imGefängnis in BanKhoun
Kham, im nördlichen Teil der Provinz
Khammouane in Mittel-Laos. Die IGFM
setzt sich für ihre Freilassung ein.

Wiederholt wurden Gemeindeleiter
verhaftet. Für zwei Christen endeten
die staatlichen Übergriffe tödlich: Ein
evangelischer Pastor kam im September
bei einem Entführungsversuch durch
Sicherheitskräfte um und ein anderer
Christ aus der Provinz Savannakhet,
ebenfallsMittel-Laos, starb imGefängnis,
nachdem ihm medizinische Hilfe verwei-
gert wurde. Er hatte zusammen mit vier
anderen Gläubigen eine todkranke Frau
aufgesucht und für sie gebetet, bevor sie
festgenommen wurden.

Aus dem „Laos 2014 International
Religious Freedom Report“ des US-
Aussenministeriums geht hervor, dass
zwischen 40 und 50 Prozent der Bevöl-
kerung von6,8MillionendemTheravada-
Buddhismus folgen und Christen, Musli-
me,Bahai, AnhängerdesKonfuzianismus
und desMahayana-Buddhismusweniger
als drei Prozent ausmachen.

Von der Machtübernahme der Kom-
munisten im Jahr 1975 bis zum Zusam-
menbruchdesOstblocks1989herrschte
eine religionsfeindliche Willkürpolitik:
EinheimischeGläubigeund religiöseWür-
denträger verschwanden auf Verdacht
jahrelang inGefängnissen, undAusländer
wurden ausgewiesen.

Theoretisch gesteht nun die Verfas-
sung von 1991 den Gläubigen religiöse
Aktivitäten zu; praktisch existiert ein
undurchschaubares Geflecht von Pflich-
ten für religiöse Gemeinschaften. Reine
Kultusfreiheit wird gewährt. Alles, was
den Gemeinschaftscharakter der jewei-
ligen Religionsgruppen unterstreicht, hat
letztlich LaosalsNationunddemkommu-
nistischen System zu dienen. „Spaltung
unter Religionen und gesellschaftlichen
Gruppen“ wird ausdrücklich verworfen.
Kulturelle Einheit unter einer Einpartei-
enherrschaft ist das zugrunde liegende
politische Konzept. Daher wird der Bud-
dhismus besonders hervorgehoben.

Die Einschrän-
kung der Religions-
freiheit zeigt sich auch
im „Dekret über die
Kontrolle und den
Schutz der religiösen
Aktivitäten“ aus dem
Jahr 2002. Es bildet
die Grundlage dafür,
dass in Laos vertrete-
nen Religionsgemein-
schaften die Anerken-
nung versagt wird, wie
etwa kleineren evan-
gelischen Gruppen
und sogar Methodis-
tenundBaptisten.Der
Bau religiöser Stätten
wird erschwert; Enga-
gementaufdemGebiet
der Bildung, Medizin
oder im Sozialen wird
ebenso wie Missionstätigkeit außerhalb
des Wohnortes untersagt und Auslands-
kontakte werden der staatlichen Kont-

rolle unterstellt. Ver-
fassung und Dekret
schreiben den Reli-
gionsgemeinschaf-
ten vor, nationalen
Interessen zu dienen
und ihre Anhänger zu
guten Staatsbürgern
zu erziehen. In der
Praxis zeigt sich Will-
kür durch die für die
KP agierende „Lao-
tische Front für den
nationalen Aufbau“
auf Dorf- oder Di-
striktebene: Angehöri-
gen der traditionellen
Stammesreligionen,
die zum Christentum
übertreten, wird voller
Misstrauen begegnet:
Drohungen,Enteignun-

gen, Festnahmen sind keine Seltenheit,
um eine Abkehr vom Christentum zu
erreichen.

Laos ist eine marxistische Volksrepublik mit
einem Einparteiensystem.
6,8 Millionen Einwohner leben auf ca

236.000Quadratkilometergroß (etwasogroß
wieGroßbritannien). Laotisch istAmtssprache,
aber nicht jeder Einwohner beherrscht sie,
denn es gibt 70 bis 120 unterscheidbare
und noch gesprochene Sprachen in Laos. Die
ethnische Zusammensetzung von Laos ist
umstritten, wobei die Lao, Khmu und Thai die
größten Gruppen stellen.
Laos verzeichnet eine niedrige Alphabe-

tisierungsrate: Nur zwei Drittel der Männer
und ein Drittel der Frauen können Lesen und
Schreiben.Rund40ProzentderLaotenhaben
noch nie eine Schule besucht.
Laos ist ein zu 50 Prozent bewaldeter Ag-

rarstaat, etwa 80 Prozent der Bevölkerung
sind in der Landwirtschaft tätig, meist zur

Selbstversorgung. Die Industrie ist, bedingt
durch die geringe Bildung der Bevölkerung
kaum entwickelt.
Das Pro-Kopf-Einkommen lag 2001 bei 275

Euro. Die Handelsbilanz ist negativ.
Es gibt kaum private Autos im Land. Selbst

große Distanzenwerden zu Fuß zurückgelegt.
Das Fahren per Anhalter ist gängige Praxis.
Telefon, Handynetze und Internet existieren,

sindaberkaumverbreitet. Esfindeteinestren-
ge Medienzensur statt.
Ein großes Sicherheitsproblem von Laos

sind Blindgänger, die aus dem Vietnamkrieg
stammen. Sie machen das Land zu einem
der Staatenmit den größtenMengen an nicht
explodiertem Kriegsmaterial im Boden.
Die Tradition des Opium-Anbaus beschert

dem Land ein massives Drogenproblem. Die
Todesstrafe ist nicht abgeschafft. [wikipedia]

Gefangene des Monats:
Neuy und

Bountheung Phetsomphone
(Bild: privat)
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MehralsDreiviertelderMenschen,
dieweltweitwegen ihresGlaubensver-
folgt werden, sind Christen. In einigen
Gegenden wie in Nord-Nigeria (siehe
Seite2) geht derenVerfolgungsoweit,
dass ganzeLandstriche „christenrein“
werden sollen – ginge es etwa nach
sunnitisch-salafistischen Ideologen.
Die Kämpfer, die in ihrem Sinne quä-
len, vertreiben und morden, stellen
eine historisch einmalige internatio-
nale Gefahr für Andersgläubige dar.
Die Internationale Gesell-
schaft fürMenschenrechte
(IGFM) hat den Ursprung
dieser Entwicklung bereits
vor Jahrzehnten mit dem
Aufflammen des islami-
schen Fundamentalismus
erkannt. Sie begrüßt, dass
sich nun weltweit auch
Politiker für die Religions-
freiheit zunehmend stark
machen.DieUNOhat zwar
einenBeauftragten fürdie-
se Freiheit, den deutschen
ProfessorHeinerBielefeldt,
deraberalsSonderbericht-
erstatter fürReligions- und
Weltanschauungsfreiheit des UN-
MenschenrechtsratswedereinenEtat
noch einen Mitarbeiterstab hat.

Volker Kauder, Vorsitzender der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, ist ei-
ner der Politiker, die sich bewährt für
dieReligionsfreiheitauf internationaler
Ebene einsetzen: Er eröffnete in die-
sem Herbst eine historisch einmalige
Parlamentarierversammlung in New
York, kurz bevor in der Stadt am Hud-
son-River die 70. Generalversamm-
lung der Vereinten Nationen begann.
„Wir werden nicht schweigen, wenn
Menschen wegen ihrer Religionszu-
gehörigkeit verfolgt werden“, sagte er
in seiner Ansprache. Der Vorsitzende
der Konrad-Adenauer-Stiftung, Hans-
Gert Pöttering, die die Versammlung
entscheidend unterstützte, betrachtet

Politiker für die Religionsfreiheit
die Religionsfreiheit als zentrales
Menschenrecht: „Ohne Religionsfrei-
heit gibt es keine Freiheit auf unserer
Erde und in den Staaten, aus denen
wir kommen.“

Fast 150 Parlamentsabgeordnete
aus 45 Nationen aus allen Erdteilen,
religiöse Führer aller Weltreligionen
und zahlreiche Vertreter von UNO und
Bürgerinitiativen diskutierten intensiv,
wiedieUNsichkünftignochstärker für
das Menschenrecht Religionsfreiheit

einsetzenkann.Die InternationalePar-
lamentariergruppe für die Freiheit der
Religion und des Glaubens (IPPFoRB;
InternationalPanelofParliamentarians
for Freedom of Religion or Belief) und
die Konrad-Adenauer-Stiftung luden
zu ihrer bislang größten Konferenz in
ein Hotel unmittelbar gegenüber dem
Hauptquartier der Vereinten Natio-
nen ein. Bei der Konferenz trat auch
NaghmehAbedini auf, dieEhefraudes
inhaftiertenKonvertiten-PastorsSaeed
Abedini, die noch im Mai zu Gast bei
der IGFM war, um für ihren Mann zu
kämpfen.

Die Initiative begann im vorigen
Jahr mit einer ersten Charta, die rund
zwei Dutzend Abgeordnete in Oslo
verabschiedeten. „Grundsätzlich ging
es umdie Freiheit aller Religionen, so-
wie um die Freiheit, keine Religion zu

haben“, berichtete in einem Interview
Teilnehmer Philipp Hildmann, unter
anderemfür interkulturellenDialogbei
der Hanns-Seidel-Stiftung zuständig.
VonderKonferenz seiendrei Briefe an
die Staatsoberhäupter von Vietnam,
Iran und Myanmar versandt worden.
„FastübereinstimmendsagtendieAb-
geordneten, dass diese Briefe wirken.
Keiner möchte sein Land am Pranger
stehensehen,wennsovieleParlamen-
tarier unterschrieben haben“, sagte
Hildmann im Gespräch mit der IGFM.
EinkonkretesBeispiel:NachderKonfe-

renz von Oslo brachte der
Briefandiepakistanische
Regierung tatsächlich in
einem Fall eine spürbare
Verbesserung, wie die
Abgeordnete Assiya Nasir
aus Pakistan in New York
berichtete.

Für viele Christen aus
Pakistan oder etwa aus
Syrien kommt dieser Ein-
satz erst fünf nach zwölf.
„Für diese Idee ist es jetzt
die Zeit“, sagte Aykan
Erdemir, Mitglied des
türkischen Parlaments.
„Militante Extremisten

propagierensehrunverblümtundüber
alleGrenzenhinwegHass.Menschen,
die Rechte und Pluralismus verteidi-
gen, sollten ebenso offen, organisiert
und transnational agieren wie die
Extremisten.“

Vielleicht hat es auch historische
Gründe, dass aus Deutschland ein
gewichtiger Beitrag zur Förderung der
Religionsfreiheit auf internationaler
Ebene kommtund inNewYork sei das
durchaus dankbar wahrgenommen
worden, wie Hildmann berichtete. „Da
ist die große Hoffnung, dass Deutsch-
land als Speerspitze das Thema noch
viel stärker in den Blick nimmt“, sagte
er abschließend. Organisationen wie
die IGFM, ihre Freunde und Förderer,
Sie persönlich, können die Politiker
durch ihre Aktivitäten unterstützen.

Naghmeh Abedin, die Ehefrau des inhaftierten Konvertiten-
Pastors Saeed Abedini, imMai zu Gast bei der IGFM (Bild: IGFM)
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Zu den Weihnachtsgottesdiensten sind gerade auch in China die Kirchen überfüllt gewesen; viele Menschen
wurden sogar direkt zum Fest getauft. Jahrzehnte kommunistischer Herrschaft haben den christlichen Glauben nicht
auszulöschen vermocht. Jedoch bleibt die Sehnsucht nach einer freien Religionsausübung im bevölkerungsreichs-
ten Land der Erde noch immer unerfüllt. Im zurückliegenden Jahr, Mitte Mai, bestätigte Chinas Staatspräsident Xi
Jinping, zugleich Generalsekretär der Kommunistischen Partei (KP), die Rangfolge aus Sicht des kommunistischen
Regimes: Religionsgemeinschaften haben sich der KP unterzuordnen und dürften nur unter der Leitung der Partei
„der Entwicklung der Nation dienen“.

Sehnsucht nach Religionsfreiheit bleibt weiter unerfüllt
Alles unter der Kontrolle der KP Chinas

Abhängig von der Provinz oder der
Konfession sindChristen unterschiedli-
chenstaatlichenEinschränkungenoder
Schikanen ausgesetzt. Erkenntnissen
der IGFM zufolge sind gerade viele
Anhänger von
Hauskirchen von
teilweise sogar
grausamenÜber-
griffen betroffen.
Zu erinnern ist
an das Schicksal
von Pastor Gong
S h e n g l i a n g ,
Gründer und Lei-
ter der Südchi-
na Kirche, einer
evangel ikalen
Hauskirche, der
insgesamt wohl
rund 50.000 An-
hänger folgen.
Wegen seiner missionarischen Akti-
vitäten wurde er im Dezember 2001
zum Tode verurteilt. Auf internationale
Proteste hin wurde der Vorwurf fallen-
gelassen. Jedoch strengte die Justiz
ein neues Verfahren gegen ihn an,
und er wurde aufgrund erzwungener
Aussagen von Belastungszeugen
wegen vielfacher Schändungen zu le-
benslanger Haft verurteilt, wo er 2003
infolge schwerer Misshandlungen
innere Verletzungen erlitt und zeitwei-
se ins Koma fiel. Noch 2013 kämpfte
seine Tochter für notwendige ärztliche
Unterstützung des Pastors, der einen
Herzschlag erlitten hatte.

Die IGFM tritt weiterhin für Lacheng
Ren ein, Mitbegründer und Sponsor
eines christlichenBuchladensmit dem
Namen „Eny“ (übersetzt: Gnadenre-
gen) in der 4,2 Millionen Einwohner
zählenden Stadt Taiyuan (Provinz
Shanxi). Seit Dezember 2012 sitzt er
in Haft. Am 17. Juni 2013 verurteilte
ihn ein dortiges Bezirksgericht wegen
angeblicher „illegaler Geschäftstätig-
keiten“ zu fünf Jahren Gefängnis.

Ebenso engagiert sich die IGFM für
die Freilassung vondreiMitgliedern der
evangelischen Hauskirche Liangren
(Provinz Guangxi): Die Kindergarten-
direktorin Cheng Jie, bereits seit 18.
Februar 2014 inhaftiert, sowie der
Gemeindeälteste Huang Quirui und

die Buchhalterin Li Jiato, Ehefrau eines
Predigers der Hauskirche, zu der die
Polizei in den frühen Morgenstunden
des 24. Juni 2014 in die Wohnung
stürmte. Sie verhafteten dieMutter, be-

schlagnahmten Computer und religiö-
ses Infomaterial und ließen die beiden
kleinen Kinder, vier und acht Jahre alt,
allein zurück. Ein Volksgericht in Liuz-
hou (Provinz Guangxi) verurteilte die
drei Gemeindemitglieder am 24. April
2015 zu jeweils zwei JahrenGefängnis.
Der Vorwurf: Die pädagogische Einrich-
tung sei eine illegale Gründung, die

unerlaubt Gewinn aus der Herstellung
des Lehrmaterials und seiner Verbrei-
tung erziele. Die Liangren-Hauskirche
wurde mehrfach zur Zielscheibe von
Zwangsschließungen, Beschlagnah-
mungen, Festnahmen auf der Grund-
lage unrechtmäßiger Vorwürfe.

Evangelische wie katholische

Christen sind gleichermaßen von einer
Kampagne in der Provinz Zhejiang zur
„Sinisierung“ und Unterwerfung unter
dieKontrolle derKPbetroffen: Seit zwei
Jahren werden auf Betreiben der Pro-
vinzregierung Kreuze von den Kirchen
abgerissen. Beschädigt werden dabei
nicht nur christliche Kirchen, sondern
auchGebäude anderer Religionen, die
jedoch alle vorschriftsmäßig erstellt
wurden (vgl. China heute XXXIV, 2015,
Nr. 3 – 187). Der evangelische Pastor
Huang Yizi sitzt derzeit noch wegen
„Störung der öffentlichen Ordnung“
hinter Gittern, nachdem er am 24.
März 2015 zu einem Jahr Gefängnis
verurteilt wordenwar: Eswar immerhin
das Kreuz einer offiziellen Kirche, das
er zusammen mit rund 300 anderen
Gläubigen retten wollte.

Im Juli und August dieses Jahres
stieg die Zahl solcher Beschädigungen
auch noch enorm an. Viele Christen
protestierten; gegen die Demonstran-
ten gingen die Sicherheitskräfte wie-
derholt mit Gewalt vor. Am 25. August
2015 wurde der christliche Rechtsan-
walt Zhang Kai festgenommen, der
mehr als 100evangelischeGemeinden
vertrat, zusammen mit seinem Assis-
tenten Liu Peng, der Anfang Dezember

glücklicherweise
freigelassen wur-
de. Im Spätsom-
mer kam es zu
etlichenweiteren
Festnahmen.

Selbst dem
Klerus der von
Peking kontrol-
lierten offiziellen
katholischen Kir-
che wurde das
Treiben zu bunt:
Der 89-jährige
Bischof Vincent
Zhu Weifang von
Wenzhou und 20

Priester demonstrierten am 24. Juli
2015 vor dem Regierungsgebäude.
Katholische und evangelische Laienor-
ganisationen appellierten gleicherma-
ßen an die Regierung, mit der Demon-
tage aufzuhören. Es schloss sich eine
Koalition zusammen, wie sie in der
modernen Kirchengeschichte Chinas

Volle Lirchen auch in Shenyang (Bild: Michael Ragg)

Gläubige in Shenyang beten (Bild: Michael Ragg)
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dem Gründer der Organisation China
Aid, Bob Fu, zufolge bislang einmalig
ist: interkonfessionell und zwischen
offiziell anerkanntenKirchenvertretern
und Repräsentanten der Hauskirchen.
Beobachter gehen davon aus, dass der
Regierung der enorme Zuwachs der
Christen aller Konfessionen ein Dorn
im Auge war.
Ob es eine
W a r n u n g
an andere
chr ist l iche
Gemeinden
außerha lb
der Provinz
W e n z h o u
sein könnte,
s c h l i e ß en
Beobachter
nicht aus. Je-
denfalls hat
s ich Chen
Yixin, Sekre-
tär der Kom-
munistischen Partei in der StadtWenz-
houmit der Kampagne, die rund1.500
Kreuze betraf, lautMedienberichten in
seiner Partei beliebt gemacht haben.
Jetzt ist er zu einem der oberstenWirt-
schaftsberater von Präsident Xi Jinping
ernannt worden.

Vier Pastoren, zusammen mit
Rechtsanwalt Liu Peng und noch ei-
nem Anwalt, die sämtlich gegen die
Entfernung der Kreuze protestiert
hatten, sind Ende November und An-
fang Dezember freigelassen worden.
Der jüngste Häftling, der evangelische
Pastor Wang Yunxian der Longwan
Kirche aus der Küstenprovinz, wurde
am 8. und 9. Dezember 2015 von den
Behörden inWenzhou freigelassen. Sie
setzten auch die Pastoren Cheng Cha-
ohua, Huang Xiaoyuan und Zhou Jian
sowie die Anwälte Fang Xiangui und
Liu Peng, Assistent des Rechtsanwalts
Zhang Kai, am8. Und 9. Dezember auf
freien Fuß. Zwei weitere Pastoren wur-
den Ende November aus der Haft ent-
lassen. Der christliche Rechtsanwalt
Zhang Kai ist noch immer inhaftiert,
zusammen mit sechs Pastoren.

Die Ergebnisse der Gespräche zwi-

Hochzeit in Shenyang (Bild: Michael Ragg)

Volle Kirche auf dem Land (Bild: Michael Ragg)

schen Peking und dem Vatikan, die im
Juni 2014 erst wieder aufgenommen
wordenwaren, sind rar: Die beiden Sei-
ten erreichen nur in einzelnen Fällen
Lösungen, während sich in anderen
nichts weiterbewegt: Die offizielle
katholische Kirche in den Bistümern
Zhumadian und Anyang (beide Provinz

Henan im Osten) wählte Ende April
2015 ihre Bischöfe, nachdem diese
von Rom ernannt worden waren. Josef
Zhang Yinlin wurde im vorigen August
zum Bischof von Anyang geweiht, aus-
ländische Pressevertreter jedoch von
den Feierlichkeiten ausgeschlossen.

Ein dritter Kandidat, in der Diözese
Chengdu (Provinz Sichuan im Südwes-
ten), gelangte nicht zurWahl, nachdem
ihn der Papst nicht bestimmt hatte.
BischofMartinWuQinjing durfte 2014
nach sieben Jahren Hausarrest infolge
seiner heimlichen Bischofsweihe von
2006 in seine Diözese zurückkehren.
Im Juli 2015 wurde er für die offizielle
Kirche als Bischof der Diözese Zhouzhi
installiert. Dem stehen kurzzeitige
Festnahmen, aber auch Verschlep-
pungen von Repräsentanten der
Untergrundkirche entgegen. Vor allem
sei an dieser Stelle an Bischof Su
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Zhimin von Baoding (Provinz Hebei im
Nordosten) erinnert, der seit 1997 an
einem unbekannten Ort festgehalten
wird. Das Regime stempelte ihn als
Konterrevolutionär ab, weil er der ka-
tholischenSammlungsbewegungunter
staatlicher Kontrolle nicht beitreten
wollte. Beobachter halten die Erklärung
für plausibel, dass er Faustpfand in
denHänden der KP ist, umdie Position
gegenüber demVatikan zu stärken.Der
Aufenthaltsort von Koadjutorbischof
Cui Tai von Xuanhua (Provinz Hebei im
Nordosten), voriges Jahr verhaftet, ist
ebenfalls unbekannt. Bischof Cosmas
Shi Enxiang von Yixian, seit 14 Jahren
an geheimem Ort festgehalten, soll im
Januar 201594-jährig verstorben sein.
Der emeritierte katholische Bischof
von Hongkong, Kardinal Joseph Zen
Ze-kiun warnte Rom wiederholt davor,
zu leicht Kompromisse einzugehen.
Den Dialog hält der Regierungschef
des Vatikans, Kardinalstaatssekretär
Pietro Parolin, für alternativlos: Zuletzt

reisteam11.
Oktober eine
sechsköpfi-
ge Delegati-
on aus dem
Vatikannach
Peking, wo-
bei sie sich
zusammen
mit den chi-
nes ischen
Gesprächs-
partnern zu
Bischof Ma
Yinglin ins
Na t i ona l e
Seminar be-
gaben, der
die von Rom

nicht anerkannte, staatlich sanktio-
nierte chinesische Bischofskonferenz
anführt. Die Symbolik lässt die Katho-
liken auf Erleichterungen hoffen.
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